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Das Herrenhaus und seine Zusammensetzung

Zu den wesentlichstenPunkten des Programms, wel-
ches die liberale Partei vor sieben Jaher ausgestellt
hat-,nnd an welchem sie bis jetzt im GroßenUnd Gan-

zen festgehalten hat,«gehörte,auch die Reform des
Herrenhauses Bekanntlich versuchtedas Ministerium
der neuesten Aera eine Reform desselbendadurchanzu-

bahnen, daß es die Verordnung, durch welche die Ver-

tretung des alten und befestigten Grundbesitzes im

Herrenhause geregelt wird, abändertezehe jedochdiese
Neuerung einen wesentlichenEinfluß auf die Zusammen-
setzung des Herrenhauses ausüben Formtz stellte das

jetzigeMinisterium im Jahre 1865 die alt»eVerordnung
wieder her, und zwar wurde dabei erklart, daß damit

die dem Könige übertrageneBefugniß zur Bildung
des Herrenhauses abgeschlossensei, so daß eine

Aenderung künftigbinnicht mehr durch königlicheBer-

ordnung, sondern Nur Uvch auf dem Wege der ver-

fassungsmäßigen Gesetzgebung geschehenkönne.
Allgemeinmußteman damals annehmen, daßdiese

Bestimmung im Interesse der hochkonservativenMajo-
rität des Herrenhauses getroffen sei, um damit allen

möglichenReformversuchen künftigerliberaler Ministerien
einen Riegel vorzuschieben.Es blieb allerdingsder Re-

gierung immer noch das Mittel, die Majorität des

Herrenhausesdurch Berufung einer großenAnzahl von

Mitgliedern auf Grund königlichenVertrauens, durch
einen sogenannten Pairsschub,zu ändern,aber ein solches
Mittel, im großenMaßstabeangewendet,hat stets etwas

gewaltsames,und wird nur in den allerdringendstenAus-

uahmefallen angewendet werden können. Von diesem
Gesichtspunktaus sah man in dieser Bestimmung,weil
eine Zustimmung des Herrenhauses zu einer wesentlichen
Llenderungseiner Zusammensetzung,und besonders zu
einer Aenderungdes Prinzips, nach welchemes zusam-
mengesetztist, nicht zu erwarten war, ein Hinderniß
fur die ruhige Herbeiführungeiner Reform des Herren-
hauses und somit eine Vertagung der Erfüllung eines

dringenden Wunsches des ganzen Volkes in’s Unbe-

stimmte.

Wenn wir nun aber annehmen, daß diese Bestim-
mung auf den Wunsch derjenigen getroffen worden ist,
welche das Herrenhans so erhalten wollen wie es ist, so
hat die Geschichtewieder einmal recht deutlich gezeigt,
wie alle solcheVorsichtsmaßregeln,eine Institution gegen
den Fortschritt der Zeit abzusperren, ganz nutzlos sind,
ja wie sich sogar das, was man auf recht kluge
Weise zur Sicherung der alten Institution zu thun ge-
dachte, schließlichals der Keil erweist,durchwelchen diese
Institution gesprengtwird.

Seit jener VerordnunghabengroßeEreignissestatt-
gefunden; ein Königreich,ein Kurfürstenthum, zwei
Herzogthümer und eine freie Reichsstadt sind der preußi-
schen Monarchie einverleibt worden, und die Bewohner
derselben erwarten ihre Vertretung in den Häusern des

preußischenLandtags Diese Vertretung, so selbstver-
ständlichsie auchmit dem Jnslebentreten der preußischen
Verfassung in·jenen Ländern eintreten muß, konnte für

das Abgeordnetenhausnur, wie dies geschehenist, durch
eine Verfassungsänderungangeordnetwerden,«dain Art.

69 der Verfassungdie Zahl der Mitglieder des Abgeord-
netenhauses festgestelltist. Die Vermehrung des Herren-
hause-s, welche, wenn die alten und neuer Provknzen
gleichmäßigvertreten sein sollen,nach demselben Prinzip
hätte erfolgenmüssen,nach welchem das Haus jetzt zu-

sammengesetztist, würde, wenn nicht im Rovember18»65
die Bildung des Herrenhauses als gesetzlichabgeschlossen
erklärt worden wäre, einfach durch königlicheVerordnung
habenerfolgenkönnen,und es würden somit die Wünsche
derjenigenPersonen, welche die»Erhaltungdes Herren-
bauses nach den jetzigenPrinziper fur nothwendighal-
ten, leicht zu erfüllen gewesensein. Aber einensolchen
Schritt Seitens der Regierung verhindert eben die Ver-

ordnung vom 10. November 1865. Es kann eine Ver-

mehrung des Herrenhauses,resp. eine Veränderungseiner
Zusammensetzung außer durch Berufung einer Anzahl
von Mitgliedern auf Grund königlichenVertrauens nur-

durch ein verfassungsmäßigzu Stande gekommenes
Gesetz erfolgen, d. b. durch ein Gesetztwelchesdie Zu-

stimmung aller drei Faktoren-der Gesetzgebungerlangt
hat. Es hat sich in Folge dessendie Sache so gestellt,



daß entweder die Zusammensetzungdes Herrenhausesin

der Weise alterirt wird, daß dasselbenicht»mehrin sei-
nem ganzen Zusammenhange nach«den»fruherenPrin-
zipien gebildet, d. h.,nicht mehr gleichmaßigzusammen-
gesetzt ist, oder daß ein neues Gesetzüber die Bildung
des Herrenhauseszu Stande gebrachtwerden muß, wenn

man ein prinzipiell gleichmäßigzusammengesetztesHerren-
haus erhalten will.

Es liegt nun auf der Hand,daßletzteres im Interesse
des Landeswohles höchstwünschenswerthist, und so wird

die gesammte Volksvertretung wahrscheinlichsehr bald

Gelegenheithaben, ihre Ansichtüber die Art und Weise
auszusprechen,wie das Herrenhaus den Anforderungen
Unserer Zeit entsprechend usammengesetztsein soll. Daß
zwischenden gewähltenVolksvertreternund den jetzigen
Mitgliedern des Herrenhauses sehr leicht eine Verein-

barung über die für die Bildung des Herrenhausesmaß-
gebenden Grundsätzeeintreten wird, läßt sich beiden
jetzt sehr weit auseinandergehendenAnsichten in dieser
Beziehung sehr schwer erwarten, nichts desto weniger
aber hoffen wir nach den in neuester Zeit gemachten
Erfahrungen bei Berathung der Gesetzeüber die Wahlen
zum Parlament, über die Aufhebungder Zinsbeschränkung
und über die Vermehrung der Zahl der Abgeordneten
doch, daß die öffentlicheMeinung, welche sich in dieser
Frage so oft und so deutlich kundgegebenhat, allmählig
einen so tarken Druck ausüben wird, daß die Nothwen-
digkeiteines neuen Gesetzesüber die Bildung des Herren-
hauses zu einer Lösungdieser Frage führenwird, welche
den Wünschendes Volkes entsprechen wird.

«

So wird auch dieser Vorgang den Beweis liefern,
daß sich das Licht und der Fortschritt trotz aller

Hindernisse Bahn bricht.

Politische Wocheufchau.
Preußen. Das Abgeordnetenhaus hat in der vori-

gen Woche 4 Sitzungen gehalten. Am Dienstag interpellirte
der Abg. Twesten zuerst die Minister wegen der Verhaf-
tun des Kaufmann Sonntag in Hannover. Der

Justizminister antwortete, daß S. der Mittelpunkt der welfis
schen Agitation gewesen sei; die erichtliche Untersuchungsei
eingeleitet, und möge man deren S esultat abwarten. —- Die
vor elegte Uebersicht der Ergebnisse des Betriebes der preu-
ßischenStaatseisenbahnen fand allseitige Anerkennung. —

Die Wahlen der «Abgg.Landrath Schulz und Landrath
v. Degen wurden für ungültigerklärt, und gleichzeitigwur-

dekisämmtlicheWahlmäunerwahlen
des Bezirks für uiigültig

er lärt.

Mittwoch wurde der Gesetz-Entwurf über die definitive
Untervertheilung und Erhebung der Kosten der

Grundsteuer-Veranlagung in den sechs östlichenPro-
viiizen angenommen; die Gesetzvorlage wegen Ermäßiaung
des Portos (bis 20 Meilen 1 Sgr., über 20 Meilen 2Sgr.)
wurde mit der Modification angenommen, daß der Zuschlag
von 1 Sgr. für Unfrankirte Briefe nicht wie die Regierung
verlangt, schon bei Entfernung von 5 Meilen, sondern erst
bei 10 Meilen erhoben werden soll. Da die Regierung dieser
Aenderung nicht zustimth so wird in diesem Jahre noch
keine Ermäßigung des Poitos eintreten. —-

Ansicht, daß, wenn ein unfrankirter Brief überhaupttheurer
sein soll als ein srankirter, — und wir finden dies gerechtfertigt,

Wir sind der-

da derselbemehr Arbeit in der Erpedition macht, — so muß
der Zuschlag für alle· unfrankirten Briefe erhoben werden.
— Der Gesetz-Entwurf, betreffend die«den gemeinnützigen
Baugesellschaftenzu bewilligendeSportels und Stempelfreis
heit wurde ohne Discussion angenommen.

Arn Donnerstag gab der vom Abg. Paur beantragte
Gesetzentwurf,betreffend die ZahlUMl an Diäten UUV

Reisekosten an die preußischen bgeordneten zum
norddeutschen Parlament, Anlaß zu lebhafter Diskus-
sion. Die Regierung erklärte sich auf das bestimmtesteda-

gegen. Von Seiten der Redner der konservativen Partei
wurdehervor-gehoben,wie durch die Nichtiahlung von Diäten
eine wünschenswertheVerminderung der Zahl der Beamten in
der Volksvertretung eintreten werde.

Von Seiten der liberalen Partei wurde die Nothwendigs
keit der Diätenzahlunghervorgehoben, um Jedem den Ein-
tritt in das norddeutsche Parlament zu ermöglichen,den das
Volk für würdigerachte, seine Jnteressen zu vertreten. Sehr
richtig hob Löwe-Calbe hervor, daß man, um konsequent zu
sein, dann·auch einen Census für den Besuch der Gyinnasienund

Uuiversitateri einführenmüsse.Der Gesetz-Entwurf wurde vom

Abgeordnetenhausemit 178 gegen 106 Stimmen angenommen.
— Wie wir vernehmen, wird, da die Regierung sich gegen
diesen Gesetz-Entwurf erklärt hat, in diesen Tagen ein Auf-
ruf erscheinen zur Ansammlung eines Fonds, aus welchem
den Mitgliedern des Parlaments Reisekostenund Diäten ge-
zahlt werden sollen.

In dem übrigenTheil der Sitzung und in der Sitzung
am Freitag beschäftigtesich das Haus mit dem Antrage des

Abg. Laster auf Aufhebung der Zinsbeschränkungfür den

Hypothekenverkehr. Die Regierung erklärte ihre Ueberein-

stininiung mit dem vorgelegten Gesetz-Entwurf, für den Fall,
daß die Bestimmung aufgenommen werde, dem Schuldner
stehe das«Recht zu, Hypotheken-Kapitalien, für welche mehr
als 6 Proz.Zinsen bedungen sind, mit sechsmonatlicherKün-
digungsfrist jeder Zeit zurückzuzahlen.Die Kammer stimmte
dem Gesetz-Entwurf bei, und da die Regierung die Hoffnung
aussprach, dem Gesetzentwurfe auch im andern Hause die

Zustimmungzu verschaffen, so wird wohl nächstensauch diese
letzte Schranke des Geldverkehrs fallen. Das Haus erklärte
darauf die Beanstandung der Wahlen der Abgeordneten v.

Hippel und v. Brandt. —- Eine dem Hause vorliegende
Petition auf Aufhebung der Schuldhaft gab zu einer lebhaften
Debatte Veranlassung, welchein dieser Sitzung nicht zu Ende

geführtwurde.

Das Herrenhaus hat in der vergangenen Wochedrei

Sitzungen gehalten. Die beiden ersten wurden ausgefüllt
mit den Debatten über das Ges tz betreffend die Abänderung
des Art. 69 der Verfassung (Vermehrung der Zahl der

Abgeordneten). Es hatte Anfangs den Anschein, als ob

das Herrenhausdieses Gesetz verwerer würde, weil nicht
gleichzeitigeine Vermehrung der Herrenhausmitgliederausge-
sprochen sei, aber nachdem die Minister wiederholt aus die

Notwendigkeit der Annahme des Gesetzes hingewiesenhatten,
wurde schließlichdasselbeunverändert mit 64 gegen 28 Stim-
men angenommen. — Das Jnvalidengesetz und einige
andere Gesetze wurden unverändert in der Fassung«wie sie
aus dem Abgeordnetenhauiehervorgegangen,genehmigt. —

Die Regierung hat dem Hause einen Gesetzentwurf vorgelegt,
betreffend die Aufhebung des Einzngsgeldes als Com-

munal-Abgabe, welche zur Z it noch in den Städten zum
Nachtheil der ländlichenGemeinden besteht. Es wird danach
die letzte Schranke fallen, welche noch in den östlichenPro-
vinzen gegen die Freizügigkeitvorhanden ist«

Es ist jetzt der Staatshaushalt für Hannover
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ubl« irt. De elbe ist in Einnahme auf 22,589,700 Thaler
kndlinAus ab:auf 22,589,700 Thaler, (nämlich22·,417.s700
Thaler an ortdauernden und 172,000 Thaler an einmaligen
und außerordentlichenAusgaben), vorbehaltlichder nacht-ag-
1ichenZustimmung der beiden Häuser des Landtages fur die

Zeit vom 1. Oktober bis 31. Dezember dieses Jahres festge-
stellt.

—- Jn demselben sind für Zweckeder Militarverwals

tUkIg UUV 4,233,240 Thlri angesetzt, also nicht ganz 20 Proz.
der Ausgaben, ein Verhältniß,welches ganz bedeutendun-
ftiger ist, als in den alten Provinzen. Wie es heißt,s lie-

ßen auch die Etats für Nassau, Frankfurt a. M. und ur-

hessen ohne Defizit ab.
» « « »

Die Wahlbeivegung «ist in stetem Steigen. Die Re-

gierungsparteiist sehr thätig,für ihre Kandidateuzu wirken,
und wenn dieselben theilweise gleichsam amtlich empfohlen
werden, so mag man dies allerdings vom Standpunkteder

freien Wahlbewegung aus mißbilligen,aber wir hoffen, daß
die auf diese Weise vermehrte Theilnahme an den Wahlen
als schließlichesResultat den Sieg der liberalen Partei zur—
Folge haben wird. Wir gedenkendabei der Worte eines her-
vorragenden Führers der eonservativen Partei in Bezug auf
die Wirkung der Flugblätter seiner Partei. Jch vertheile
kein einziges, sagte er, »denn wenn die Leute erst an-

fangen zu lesen, so sind sie für uns verloren.«

Der Redacteur dieses Blattes ist am 18. d. M. wegen
des in der consiecirtenNr. 42 vom vorigen Jahre enthaltenen
Leitartikels: »Am Köiii swort soll man nicht drehn und

deuteln«,zu 14 Tagen efängnißwegenMinisterbeleidigung
verurtheilt. Hoffentlichwird in zweiter Jnstanz Freisprechung
er ol en.f

FrankreichMan spricht wieder viel von Reformen im

liberalen Sinne, die bevorstehen sollen. Wann aber der

Zeitpunkt ist, wo sie in’s Leben treten, davon schweigt man.

Stall-en. Die Finanzen des Königreichs bieten augen-
blicklich kein erfreuliches Bild; das Desizit für das Jahr 1867

ist auf etwa 50 Millionen Thaler veranschlagt, und der

Finanzministerhofft, daß vom Jahre 1880 an gar kein

Defizit mehr vorhandensein werde. Das siiid noch 14 Jahre,
in denen sich die Staatsschuld natürlichsehr bedeutend ver-

größernmuß. , » · »

Spanien. Das Land ist ruhig, d. h. bis zur nachsten
Revolution.

Neueste Nachrichten.

Btüssel, Sonnabend 19. Januar. Jn der heutigen
Sitzung der Repräsentantenkammer wurde mit 55 gegen 43

Stimmin die Beibehaltung der Todesftrafe beschlossen.Der

Minister des Jnnern und der Minister für öffentlicheAr-
beiten stimmten dafür.

Mndrid, Sonnabend 19. Januar. Durch königl.Dekret
vom 17. d. wird Tennorio de Castilla an Stelle Villanue-
vas zum Gesandten bei dem preußischenund sächsischenHofe«
ernannt.

Aus Berlin.
Aus dem Berliner Vereinsleben. Je näher

der Wahlterminheranrückt,defto mehr konzentrirt sichnatur-

gemäß die Tyätigkeitder Berliner Vereine auf die Wahl-
vorbereitungeii, die denn auch in der vergangenen Woche
die Tagesordnungfast sämmtlichcrBezirksvereineund der von

denselben aurgisgangenen Versammlung ausfüllte. Ein Be-

zirksoeiein, dek dm 31. Stadtbezirk umfaßt,beschäftigtesich
am Montag mit eiiier andern zeiigemäßenFrage, mit der

Hypothekenkalamität, über welcheDr. Born einen bei-

TiilligaufgenommenenVortrag hielt. Der im Abgeordneten-

-

hause angenommene Gesetzentwurf wird vielleicht eine der

Hau tursachen dieser Kalamität beseitigen-
m Sonnabend fand eine Versammlun von Vertrauens-

männern des benachbarten Niederbarnimer iKreisesim Schü-
tzenhausestatt, in welcher der Abg.Duncker mit sehr bedeu-
tender Majorität zum Kandidaten proklainirt wurde.

Die Organisation der Berliner Wahlbezirkeist bedeutend-
vorgeschkittM Am Sonntag (13. Januar) wurde von den

Wählern der Stadtbezirke s— 13 (A[t-Kölln) die Wahl der-
Vertrauensmänner vollzogen und denselben aufgetragen, die—
Wahl des I. Reichstagswahlbezirksauf entschiedendemokra-
tischeMänner zu lenken.

Am Dienstag leiteteXder Abg. Loewe-Calbe die Ver-
trauensmännerwahlder Stadtbezirke 23—28 und 36 mit
einem Vortrag über die Wahlen ein, der den raufchendsten
Beifall der zahlreichversammeltenWähler erntete. Er führte
aus, daß es zunächstdie Aufgabe des NorddeutschenParla.
ments sein würde, ganz Deutschland in den Bund hineinzu-
ziehen. Wenn aber dies nicht zu erreichen sei, dann dürfte
doch auf keinen Fall eines der bisherigen Volksrechteauf-
gegebenwerden. Jn entschiedenerWeise erklärte sich Loewe

gegen ein Normalbudget. Nach diesem Vortrage wurde auch
hier die Wahl der Vertrauensmänner vollzogen.

Am Donnerstag versammelten sich die für den 1. Reichs-
wahlbezirk gewählten Vertrauensmänner der Stadtbezirke
1—30 in der FriedrichstädtischenHalle unter dem Vorsitzedes
Dr. Straßmann und bildeten aus dem Vorstande ein

»Komite« für die Wahlorganisation. Fast alle 300 Ver-·-
trauensmänner waren anwesend und. erhielten folgende 10.-

vorgeschlageneCandidaten eine sehr große Unterstützung:
Dr. Löwe-Calbe, Frhr. v. Hoverbeck, Stadtrath Runge,
Johann Jacoby, Waldeck, Stadtrichter Hierseinenzel,
StadtverordnetensVorsteher Ko chhann, Moritz Wiggers
und Assessor Laster. Jn der nächsten Versammlung, wo-

die Antworten der Candidaten erwartet werden, soll die Eini-

gung über zwei oder drei Candidaten erfolgen, die der allge-
meinen Wähleroersammlungvorgeschlagen werden sollen.
Moritz Wiggers hat die andidatur in diesemBezirk abge-
lehnt, da er bereits für den fünftenberliner Wahlbezirk zu-
gesagt habe. An demselben Abend wurde in Sommer’s
Salon von einer conservativen Wählerversammlungals Can-"
didat des ersten Reichstagswahlbezirksder Kriegsminister v.

Roon proclamirt. Eine Anzahl von Vertrauensmännern des

zweiten Wahlbezirks einigte sich am Montag bereits über
die ausschließlicheCandidatur Waldeck’s für den zweitenReichs-
wahlbezirkund beauftragte ein engeres Comite mit der Ein-

berufung einer allgemeinenWählerversammlung.
’

Eine solchehat im dritten Wahlbezirk bereits am Dien-

stag Abend im neuen Gesellschaftshause,KottbusserstraßeNr. 1

stattgefunden, die von mehr als 1000 Wählern besuchtwar.

Jn dieser wurden die Candidaturen von Wiggers, Runge
Und Jacoby aufgestellt. Range erklärte sofort neben und

gegen Jacoby nicht candidiren zu wollen, worauf nach Ieb-

haften Verhandlungen Johann Jacoby als alleinigerCandidat
des dritten Wahlkreises aufgestellt wurde. Die Verhandlung
beschloßferner, eine Petition an das Abgeordnetenhauszu
richten, damit es seinen. Einfluß auf Wegfall der e-

drurkten Wahlzettel bei den Wahlen geltend mache. m

Freitag Abend hatten die Vertrauensmänner des v. Mahlbe-
zirks unter dem Vorsitz des Stadtverordn. Streckfuß eine

Versammlung Von den vorgeschlagenenKandidatenhaben
Joh. Jacoby und Virchow abgelehnt, überhauptein

Mandat anzunehmen, Schulze-Delitzsch, Löwe-Calbe
und Bennigsen lehnen ab, weil sie schon in anderen Bezir-
ken sich zur Annahme des Mandats bereit erklärt haben.



Moritz Wiggers und Stadtv. Hiersemenzel nehmen die
Kandidatnr an. Am 29 .d. M. soll eine allgemeineWähler-
versammlung stattsinden. .

Die conservative Partei hatjetzt ihre Candidaten fürdie berliner
Wahlen veröffentlicht;es sind v. Roon, Graf Bismarck,
v. Moltke, Vogel v. Falkenstein, v. Steinmetz und

Herwarth v. Bittenfeld. Wir glauben nicht, daß einer

dieser Candidaten in Berlin Aussichtauf eine Majorität hat;
sehr richtig bekämpfteDr. Oppenheim in der Versammlung
der Vertrauensmänner des ersten Wahlbezirks die Candidatur
des Generals v. Moltke mit den Worten: daß man ja alle

militärischenVerdienste des Generals anerkennen könne, aber

ihn deshalb dem Volke zum Abgeordnetenvorschlagen,sei ebenso,
wie wenn die liberale Partei ihren Candidaten, ’den Dr. Löwe,
der Regierung zum Generalismus vorschlage, weil er ein

guter Volksvertreter «sei.
«

Der Jahresbericht, welcher am Dienstag in der Ge-

neralversammlung des berliner Arbeiter-Vereins er-

stattet wurde, entrollte ein erfreuliches Bild über die Thätig-
keit des Vereins. Jn dem Verein wurden fast wöchentlich
von bekannten Freunden und Lehrern des Volkes Vorträge

gehalten;seine Theilnahme an allen öffentlichenAngelegen-
)eiten zeigte der Verein durch die 5 Absendungeuvon Peti-
tionen, von denen 4 an das Abgeordnetenhaus und 1 an die
berliner Communaibehördengerichtetwaren.

= Seit dem Augenblick,wo die Einführung der neuen

Fahrordnung bis zum l. April vertagt worden ist, scheinen
die Widersacher derselben ganz still geworden zu sein« Da
nun viele der laut gewordenenBeschwerden sehr gerechtfertigt
erscheinen, so wäre es zu wünschen,daß die Betreffenden ihre
Wünsche auf Aenderung rechtzeitigig und nicht erst etwa

Ende März an geeigneter Stelle zur Sprache bringen.
= Die berliner Stadtbehörden haben sich fortdauernd

gesträubt,das Einzugsgeld, welches das·WachsthumBer-
lin’s ganz entschiedengehemmthat; aufzuheben,währendviele
kleinere Städte hierin uiit gutem Beispiel vorangegangen sind.
Jetzt soll das Einzugegeld von Staatswegen aufgehoben
werden. Wir freuen uns, daß somit endlich dieses Hemmniß
der Freizügigkeitfällt, aber wir hätten gewünscht,daß dieser
Schritt für Berlin von den städtischenBehörden ausgegangen
ware.

«

= Es soll ein Comite zusammengetreten sein, welches
den Ausbau des berliner Dornes in die Hand nehmen
will. Allerdings wird es uns freuen, wenn die den-Lustgarten
verunstaltendenRuinen endlich verschwinden, alser wenn die

Geldmittel, wie es heißt,mittelst«einer Lotterie beschafftwerden

solfleåi,
so meinenwir fast, daß der Anblick der Ruinen uns

ge ä t.’
«

= Mit dem neuen Jahre hat hier in Berlin ein altes

Unternehmen,welches sich auf seinem Gebiet gleichsamals

Alleinherrscherbetrachtet, eine Coneurrenz erhalten, welche im

Interesse des Publikums hoffentlichnicht eine vorübergehende
sein wird. D1s.H. Baeblich hat einen Neuen Woh-
nungs-Anzeiger nnd Adreßs und GeschäftssKata-
lo siir Berlin und Charlottenburg herausgegeben;dessenErscheinen allerdings durch viele, zeitweisenicht über-
windbar scheinendeHindernisse etwas verzögert ist, welcher
aber doch noch iln Anfang des Jahres erschienen ist, so daß
er noch eine recht zahlreicheVerbreitung sinden konnte. Wer

Gelegenheit gehabt hat, die vielen Mangel des alten Woh-
nungs-Anzeigerskennen zu lernen, der wird sichgewiß freuen,
daß durch eine solcheKonkurrenz endlich ein Sporn gegeben

ist, diesenMängelngründlichabzuhelsen,und schon aus diesem
Grunde das neue Unternehmen willkommen heißen. Außer-
dem aber ist der neue WohnungssAnzeigerseiner ganzen AU-

lage nach wirklich besser als der alte; es sind viele höchst
zweckmäßigeNeuerungendarin angebracht, und Papier und

Druck ist besser. Ein Plan von Berlin ist außerdembei-

gefügt. Die Verlagshandlungläßtnach Ostern einen Nach.
trag erscheinen,welcher alle InzwischeneingetretenenVerän-
derungen enthalten soll. Da in demselbenwahrscheinlichauch
alle Fehler, welche sich eingeschlichenhaben, berichtigtwerden
sollen, so empfiehlt sich eine Mittheilung derselben an die
Verlagsbuchhandlung

Vermischtes.
f Etwas, was wir nicht wissen, das ist die Zahl

der Opfer, welche der glvrreiche Krieg des letzten Sommers

gekostethat. Allerdings wissen wir, wie viel in den Schlachten
gefallen sind, aber wie groß ist die Zahl der Tapfern, welche
nachträglichan ihren Wunden gestorben sind, und wie viele

sind in den Lazarethen dem Typhus, der Cholera und anderen

Krankheiten zum Opfer gefallen. Jn Nordamerika, wo

man »trotz der republikanischen Institutionen« doch alle Ver-

waltungen mit der größtenSorgfalt führt, ist eine Zusam-
menstellung der Opfer, welche der großevierjährigeKampf,
durch welchen die Sklaverei in dem Gebiete des Sternenbans
ners beseitigtworden ist, gefordert hat, schon sehr bald nach
Beendigung des Krieges veröffentlichtworden. Nach diesen
Veröffentlichungenhaben 280.420 brave Patrioten ihr Leben
in dem Kampfe geopfert. Davon haben mehr als 60,000
den Tod auf dem Schlachtfelde gefunden, über 35,000 sind
später an den erhaltenen Wunden gestorben, und 184,333
sind durch Krankheitensdahin gerafft worden. Solche unge-
heure Zahlen wurden unsere Verlustlisten allerdings glück-
licherweisenicht aufweisen, aber der Umstand, daß dort mehr
als noch einmal so viel den Krankheiten erlegen sind als den

feindlichen Waffen, läßt bei der im allgemeinen nicht schlech-
ten Organisation der Krankenpflege in Nordamerika vermu-

then, daß bei uns auch die Zahl der Opfer, welche Krank-

heiten gefordert haben, größer ist als die Zahl derer, welche
den Heldentod gestorben sind, und es wäre gewißwünschens-
werth, wenn darüber eine amtliche Veröffentlichungerfolgte.

-f- »Die Kandidaten für das Norddeutsche Par-
lament« ist der Titel einer Schrift, welche in den letzten
Tagen des Januar bei Franz Duncker in Berlin erscheinen
und biogravhisrbeNachweise über die sämmtlichenin den ver-

schiedenenWahlkreisenaufgestellten — ca. 600 —- Kandidaten

bringen wird. Die Arbeit der Ansammlung und Zusammen-
stellung des durchweg authentischen Materials hat der bei

Langensalzaverwundete Dr. G eorg Hirth ,«gegenwärtigMit-
lied des königl. statistischen Seminars, übernommen.dDexAnhaltdes kleinen Buches muß von großemInteresse sein;

seine Zuverlässigkeitgewinnt durch die«Fptnhaliungjeder
Parteifärbung: Demokraten, Liberale und Conservativekan-
didiren hier friedlich neben einander.

Theater am Montag.
Opernhaus: Margarethe. — SchauspielhausF Freund

nnd Feind. Spielt nicht mit dem Feuer. —- Friedrich-
Wilhelrnstadt: Aus bewegterZeit. — Wallner: Aus

Liebe zur Kunst. Jch liebe ihn. FürstAcagulco. Ein alter

Kommis. Eine Weinprobe. — Viktoria: La tkaviata.
— Woltersdorsf: Schwache Seiten. Teufelskrallen. —-

Kroll: Weihnachtsausstellung Die Tannenfee.
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